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Den „Freunden " der Wadilckcn
Mcgierung gewidmet .

Bon Adam Nemmele.
Die unabhängige Mannheimer „Tribüne " veröffentlichte

gor einigen Tagen eine auf der Landeshauptkasse durch Ver»

trauensbruch gefertigte Abschrift Mer vom Staatsministerium

zu Zwecken der Repräsentation gemachte Ausgaben . Daß für
diese Zwecke der Landtag einen Hunderttausendmarkfond de-

Willigt hat , ble .bt dabei verschwiegen, wie auch nicht erwähnt
wurde , daß es sich bei den Veranstaltungen des Staatsmini »

steriumS jeweils um die Einladung von etwa 200 führenden
Persönlichkeiten aus allen Evwerbsständen handelte . Der Ge¬

werkschaftsvertreter trank hierbei genau ebensogut sein Glas
Bier und rauchte seine Zigarre wie der Landwirt oder der

Präsident der Handelskammer . Wer von den Gästen sich
vcrher zu Hause nicht seit atz, der konnte sich mit den bärge -

reichte« Brötchen nicht sättigen . So sieht tatsächlich die „Ver¬

schwendung
" aus und die Repräsentation des heutigen

Staates .
Der volksparteiliche Mannheimer „Generalanzeiger "

sucht sich anderen Stoff ; er setzt seinen Lesern die lügenhafte
Behauptung vor, der Minister des Innern habe zu seinem
eigenen „Lob und Ruhm " in der „Karlsruher Zeitung " lange
Artikel verbrochen . Getreu nach dem alten Satz : „Verleumde
nur, eS bleibt schon etwas hängen ! " wird ohne einen Schat -
ten der Beweises diese Behauptung aufgestellt . Dann richtet
dasselbe Blatt an den Minister des Innern eine kurze
Anfrage , wie sich die Tatsache zusammenreime , daß die
Entente in diesen Tagen 228 Milliarden Kriegsentschädigung
gefordert habe, während man in Baden den Ausnahme¬
zustand gegen die Fa st nachtsgebräuche nicht
mehr aufgefrischt habe. Wie der Minister „den unzwei¬
felhaften Schaden " abwenden will , der Deutschland
aus der Ausschlachtung des KarnevalStreibens in Baden er¬
wachse, will das Blatt wissen .

Seit dem Zusammenbruch Deutschlands tanzt die vornehme
Welt wie vor dem Krieg auf Hausbällen ; die anderen
Schichte » des Volkes stellen gleichfalls für ähnliche „Be¬
wegungsspiele " ihre Kontingente . Gleich wie es in Rom
beim Untergang geschah . Man tanzt , während oft nebenan
im Haus Plünderungen vor sich gehen. Die dem „General¬
anzeiger " nahestehende „vornehme" Welt treibt ihren Spuk
mitten im Sommer gar in Badeorten .

Als von 14 Tagen der Polizeipräsident von Frank¬
furt die Abhaltung jeglicher Fastnachtsbälle und Veranstal¬
tungen verbot, erhob hiergegen der Magistrat von Frankfurt
vor aller Öffentlichkeit lebhaften Einspruch . In W ürr -
temberg ließ sich dieses Jahr das anfänglich erlassene Ver¬
bot gegen derartige Veranstaltungen auch nicht halten ; man
beschränkt sich auf ein Einschreiten gegen das Maskentce '.ben
«ns der Straße . So wie in Baden . Auch sonst im Reich
läßt sich der in Frage kommende Ausnahmezustand so wenig
aufrecht erhalten , wie etwa die Zwangswirtschaft . Höchste !.S.
baß mau erlassene Verbote sehenden Auges übertreten läßt .

Aus dem großen Berliner Presseball zur Fast¬
nacht s ze i t erscheinen die Vertreter der Reichsregierung .
Der Presseverein von Karlsruhe will wohl mit seiner kacne-
dalistischen Veranstaltung dem Reich auch keinen „unzweifel¬
haften Schaden" zufügen .

Die gegen die Regierung immer nur kritisch urteilende
Presse schimpft auf der ersten Seite ihrer Ausgabe auf den
Pkinister. der nicht weiß, was sich paßt . Auf der zweiten
Pe»te aber werden große Reklamenotizen für den Besuch
^ rnevalistischer Veranstaltungen abgedruckt, und auf der srit -
Ern erscheinen Berichte in den herrlichsren Farben über d>
Schönheit des von Humor gewürzten karnevalistischen Fest-

^ ribenS . Ganz hinten im Blatt kommen die Inserate . AuS
^üHer allgemeinen Beobachtung heraus kommt eS wohl auch ,^ tadträte . Vereinsvorstände und sonstige gewichtige P : r-
wnlichkeiten das Ministerium immer wieder bestürmen , für
NRchingsverynügen Feierabendverlängerung zuzulassen , die
" natürlich nicht gibt.

die für Fastnacht in Deutschland maßgebenden Sit »
M und Gebräuche auch wieder für die Allgemeinheit zur
Altung kommen , so kann daraus der Franzose keinen für

Volk nachteiligen Schluß ziehen, schon um deS-
" nicht, weil eS nicht nur für den Deutschen so etwas wie
ssenpsychologie gibt. Bon Bedeutung und ver»

dieser Fall nur , weil Lre rechtsstehende Presse
Staub macht und politischer Motive wegen einen

i^^ ktze» Vorgang zur willkommenen Beraulassung heftigster* rmk nimmt
D^r „Generalanzeiger ", die „Bad . Post " und di«"" » » deutsche Zeituug - habe« i» dieser Sache die

übergroße Mehrheit des badischen Volkes ebensowenig hinter
sich wie in der Angelegenheit des FackelzugverbotS .
Man beachte nur , wie in Villingen Herr Abg . Görlach er
für sein Eintreten für die Beseitigung des Verbotes ösfnu¬
llche Belobigung erhielt .

Die „Süddeutsche Zeitung " mopst sich darüber , daß bei
dem großen Zusammenbruch und späterhin wiederholt auf dem
Karlsruher Marktplatz Kommuni st enversammlun .
gen stattfanden . Den Minister des Innern macht sie ver¬
antwortlich dafür , daß kommunistische Redner vom Balkon deS
Rathauses aus sprachen . In seinem blinden Haß weiß das Blatt
natürlich nicht, wie unmöglich eS der Polizeidirektion ist, hier¬
gegen einzuschreiten, solange sich nicht die Stadtverwaltung
gegenüber der Benützung des Balkons als Rednertribüne ab¬
lehnend verhält . Das gleiche Blatt sagt auch, der Minister
habe sich zu unruhigen Zeiten ganze Nächte hindurch von
Stabsoffizieren bewachen lassen . Stabsoffiziere waren es
nun gerade nicht gewesen, diese Wächter; aber Polizeibe .iinte .
die in schwerer Zeit mehr Gefühl dafür hatten , was sich ge¬
hört , als die «Süddeutsche Zeitung " .

Der Fackelzug in Heidelberg soll verboten gewesen
sein, teilt die „ Süddeutsche Zeitung " weiterhin mit ; daS
Verbot sei erst in letzter Minute rückgängig gemacht worden .
Der Beamte der inneren Verwaltung , welcher dies der „Süd .
deutschen Zeitung " gegenüber schwatzte, weiß ganz genau , daß
es sich bei der ministeriellen Anweisung für das Bezirksamt
Heidelberg um den Auftrag handelte, zu prüfen , inwieweit
nach den früheren Vorkommnissen durch die Veranstaltung
des Fackelzugs die Gefahr zu Zusammenstößen mit anderen
Bevölkerungsschichten gegeben war . Der hierauf eingekom¬
mene Bericht konnte dem Minister erst am 17. Januar vor-
getragen werden, weil er die Tage voraus auf der Er .
nährungsministerkonferenz in Dresden weilte. Wenn für
Hewelberg die Notwendigkeit für ein Verbot Vorgelegen hätte ,
so wäre dies , dessen darf sich die „Süddeutsche Zeitung " be-
wußt sein, durchgeführt worden, ob das verschiedenen Leüt .-a
paßte oder nicht .

Alles in allem : Was die in Baden zur Regierung in Oppo¬
sition stehende Presse zurzeit treibt, gleicht närrischen Purzel¬
bäumen , denen man mit dem besten Willen keine ernste Seite
abgewinnen kann. Gewiß ist die allgemeine Lage für Deutsch¬
land überaus trostlos . Roch trostloser ist die Gleichgültigkeit ,
mit der sich breite Schichten des Volkes über die Not und über
die der Nation angetane Schmach hinwegsetzen . Solange aber
die gebildeten Schichten des Volkes ihre Faschings-Hausbälle
nicht unterlassen, lassen sich auch die unteren Kreise des Vol¬
kes nicht zur Entsagung auf ihre allerdings recht fragwür¬
digen Vergnügen zwingen. Das eine wie das andere mag
man aufrichtig bedauern, allein die fortdauernde Minier¬
arbeit der ganz rechts- und ganz linksorientierten Presse gegen
die Staatsautorität trägt an diesem Zustand ein gerüttelt
Maß von Schuld . Soll es besser werden und die Vergnügun¬
gen des Volkes wieder einfacher, dann ist Selbstzucht und
Einkehr bei allen Teilen des Volkes nötig.

Während ich die Schlußzeile niederschreibe — es ist in
der zehnten Abendstunde — schlägt man in einer meiner
Amtsstube schräg gegenüber liegenden Studentenkneipe den
Zapfhähnen ins Faß , wozu eine feuchtfröhliche Kneipbrüder¬
schar den bekannten Vers singt:

Bier her. ober ich fall ' um,
Soll daS Bier im Keller liegen . . .

So ist die Jugend . . . und das Leben . . .
DeS Vaterlandes Not muß die Jugend erst noch erfassen»

ehe die Einkehr kommt und ein mit tiefernster Erkenntnis
ouSgestattetes würdia ' Gekchlecht.

*

Ln ven „Mannheimer Generalanzeiger "
hat der Minister des Innern folgende» Schreiben gerichtet :

Karlsruhe , 2. Februar 1921 ,
An die Redaktion des „Generalanzeiger "

Mannheim .
Unter Hinweis auf H 11 de» Preßgesetze» ersuche ich Sie ,

zu dem von JhMn in Nr. 48 vom 29. Januar d. Js . unter
der Stichmarke „Adam Remmele und die böse Reaktion " ver¬
öffentlichten Artikel fügende Berichtigung zu bringen :

„Es ist unwahr , daß ich in einem langen Artikel der
„Karlsruher Zeitung " den Kampf um den Ministersessel
führte . Unwahr ist weiter, daß ich mich fürchte, wenn die
Reaktion mir an den Kragen geht, nachdem sie den Kol¬
legen Rückert beseitigt habe) Auch ist nicht wahr , daß der
fragliche Artikel der ^Karlsruher Zeitung " hinsichtlich seiner
Stilistik auf mich als Urheber schließen lasse. Wahr ist. daß
der fragliche Artikel von mir weder geschrieben , noch lbeein .
flußt , noch veranlaßt ist. Wahr ist auch, daß ich es in mei-
nem ganzen Leben niemals nötig hatte, Artikel zu meinem

eigenen Lob zu schreiben und endlich ist wahr , daß der
Ton des „Generalanzeigers ", der in seiner Notiz vom „nutz¬
bringenden Adam Remmele"

sich zu sprechen erlaubt, zur
Genüge zeigt, wes Geistes Kinder meine Kritiker sind.

Hochachtend
(gez .) R e.m m e le .

* Die nationale LinbeLtskront
und Lbre Gegner .

Abgesehen von den Entgleisungen , auf die auch dies¬
mal di« Kommunisten nicht verzichten konnten, haben die
beiden Sitzungen , in denen sich der Reichstag mit
den Beschlüssen der Pariser Konferenz beschäftigte, eine «
würdigen Verlauf genommen . Die Rede des Reichs»» -
nisters des Auswärtigen , Dr . Simons , hat mit ihrer
streng abgemessenen Sachlichkeit und mit ihrer klaren,
unzweideutigen Bekundung unseres ablehnenden Stand¬
punktes einen tiefen Eindruck hinterlassen, einen Ein¬
druck, der sich beim Lesen dieser Rede noch verstärkt .

Es war gut . daß Dr . Simons auf alles rhetorische Ge¬
pränge verzichtet hatd lediglich dieTatsachen selbst
sprechen ließ . Diese Tatsachen sind so, daß sie beachtet
werden müssen . Und wenn die französische Presse . in
ihrer im Laufe der Jahre kaum geringer gewordene«
Verblendung diese Tatsachen ignoriert und sich auch
über die Äußerungen der öffentlichen Meinung i«
Deutschland hinwegsetzen zu können glaubt, so wird sie
vielleicht doch für einige Sekunden aus ihrer Verblendung
erwachen, wenn sie die Preß stimmen Amerikas
und des neutralen Auslandes liest. In diesen
Preßstimmen werden die Beschlüsse der Pariser Konfe¬
renz teils als völlig unausführbar , teils als geradezu un¬
sinnig bzeichnet. Amerika aber wendet sich heute schon
gegen eins Steuer auf unsere Ausfuhr , weil dadurch
natürlich seine eigenen Interessen empfindlich geschädigt
werden . Fügt man nun noch hinzu, daß der größte Teil
der italienischen Presse und ein sehr erheblicher Bruchteil
der englischen Presse die Pariser Beschlüsse mißbilligen ,
so ergibt sich ein Gesamtbild , das für die wütenden Stiere
in Paris , die den ganzen Porzellanladen der Weltpolitik
am liebsten zertrampeln möchten , wenig schmeichelhaft ist.

Was die Haltung des deutschen Volkes an¬
langt , so ist sie einmütig ablehnend. Man hält es für
ausgeschlossen , daß sich eine Regierung finden könnte, di«
jene Beschlüsse annimmt . Eine Sonderstellung nehmen
dabei die Kommunisten ein , insofern, als sie den
Moskauer Bolschewismus als den gegebenen Er¬
retter aus den durch die Pariser Konferenz heraufbe¬
schworenen , neuen Komplikationen anpreisen. Wen »
unser Volk natürlich nicht daran denkt , diese Anpreisung
ernst zu nehmen , so zeigt das Gebühren der Kommunisten
doch immerhin , daß sie sich von der Wirkung der Pariser
Beschlüsse neue propagandistische Erfolge versprechen.
Und wer wollte leugnen , daß sich einzelne schwankende
und unzurechnungsfähige Gemüter von dieser Propaganda
werden einfangen lassen? ! Das ist ja gerade das Ver¬
hängnisvolle an jenen Beschlüssen , daß sie bei unS dt«
Neigung zum Extrem verstärken.

Daß die Kommunisten sich gestern im Reichstag aus¬
drücklich von der Bildung einer nationalen Ein¬
heitsfront ausgeschlossen haben , war vorauszusehen .
Sie werden also als bewußte Gegner der nationale »
Einmütigkeit des Volkes betrachtet werden müssen.

Unbewußte Gegner dieser Einheitsfront sind di«
„Deutschnationalen " und dip Unabhängi¬
gen , die Deutschnationalen , weil sie den Bogen bereits
wieder überspannen und die Situation für ihre eigenen, ^
reaktionären Parteizwecke auszuschlachen versuchen , di«
Unabhängigen , weil sie auch in diesem kritischen Augen - ,
blick aus die Opposition nicht verzichten wollen .

Gleichwohl darf ftstgestellt werden, daß dieReichsre -
gierung sich annähernd auf die Gesamtheit un -
seresBolkesstützenkann . Außer den Koalitions¬
parteien haben Mehrheitssozialdemokraten und „Deutsch,
national «" sich hinter die Regierung gestellt; und Avar
taten dies die Mehrheitssozialdemokraten ohne jede Ein¬
schränkung und ohne jede Überspannung. Was aber di«
Unabhängigen betrifft , so ist auch von ihnen zu erwarten ,
daß sie die nationale Einheitsfront jedenfalls nicht durch¬
brechen und zum mindesten in ihrer Presse volles Ver»,
ständnis für die furchtbare Lage Deutschlands entwickeln
werden .

Mit einer Beilage : 10 . öffentliche Sitzung Über die Verhandlungen deS Badische» Landtags.



Die Geschichte des deutschen Volkes ist zurzeit au einem
Punkt angelangt , angesichts dessen wir alle empfinden ,
daß gewissermaßen das Schicksal selbst uns den Zwang
zur Einmütigkeit in nationalen Fragen
aüferlegt . Und so ist die nationale Einheitsfront
im Reich und in den „Ländern " allerdings eine absolute
Notwendigkeit .

Diese Einheitsfront erfordert durchaus nicht , - atz
noch weitere Parteien in die Regierung
« intreten . Stellen sich alle Parteien mit klar aus »
gesprochener Bereitwilligkeit zur Mitarbeit hinter die be¬
stehende Reichsregierung und hinter die Regierungen in
den „Ländern "

, so ist die Front , die wir gebrauchen, her -
gestellt . Und was das Reich anlangt , so dürfen wir nach
dem Ergebnis der gestrigen Sitzung des Reichstags sa¬
gen , daß in der Tat die Herstellung einer solchen Ein¬
heitsfront erzielt worden ist.

Aber auch in den „Ländern " sollte versucht wer¬
den , die Gegensätze zu überbrücken und alle Parteien zur
Hinsicht und zier Besonnenheit zu erziehen . In erster
Linie gilt das natürlich für die Parteien der Op¬
position . Diese Opposition ist als solche im parlamen¬
tarischen Staat nicht nur nicht zu umgehen , sondern ge¬
radezu notwendig . Aber in so unheilschwangeren Zei¬
ten , wie den jetzigen, kommt alles darauf an , in wel -
che r Form sich die Opposition äußert . Auf keinen
Fall sollte sie sich in einer Agitation äußern , die offen¬
sichtlich auf die Untergrabung - er Staatsau¬
torität ausgeht .

Daß die beiden extremen Parteien an einer derartig
gefährlichen Kampfmethode Gefallen finden , haben uns
auch die letzten Wochen in Baden bewiesen . Und aus
dem Gefühl der Abwehr heraus haben wir uns von
neuem gegen diese Methode gewandt . Wenn wir im Zu¬
sammenhang damit auf die positiven Leistungen der Re¬
gierung hinwiesen und die Tatsache unterstrichen, daß
der Minister des Innern in der Kammer bei allen Re¬
gierungsparteien gut abgeschnitten hat, so taten wir das
wahrlich nicht , um uns in Lobreden zu ergehen , sondern
in dem pflichtgemäßen Bestreben , vor der
Bevölkerung die Wahrheit zu sagen und ihr die
Dinge so zu zeigen , wie sie wirklich sind.

Da die Opposition jedes Mttel benutzt, um der Re¬
gierung zu schaden und den einzelnen Ministern Knüppel
zwischen die Beine zu werfen , und da die Opposition bei
diesem Verfahren auch keineswegs Kampfmittel der Ent -
jstellung und der Verleumdung scheut , so ist es allerdings
die Pflicht eines Regierungsorgans , wie übrigens dis
Pflicht eines jeden anständigen Blattes , dafür so
zu sorgen, daß die Wahrheit zu ihrem Recht
kommt . Und die Wahrheit ist nun einmal die , daß der
Landtag — gewiß nicht aus sentimentalen Gefühlen , son¬
dern in klarer Erkenntnis der Tatsachen — die Amts¬
tätigkeit des Ministers des Innern gebilligt hat. Und
es ist wertvoll für unsere Bevölkerung ,
b i es eTatsachezuwissenun - ihre politische
Bedeutung zu erkennen ; gercche im Hinblick auf
die in der Sache und in der Form unberechtigten oder
übertriebenen Angriffe von seiten der Opposition .

Wir werden uns an der pflichtmäßigen Darstellung
der Wahrheit durch das Schelten vor allem der reak -
tionärenPresse nicht eine Sekunde lang behindern
lasten . Wenn aber, um den alten Böswilligkeiten eine
neue hinzuzufügen , reaktionäre Blätter behaupten , diese
unsere Artikel seien jeweils von dem betreffenden Mi¬
nister bestellt und inspiriert , so müssen wir derartige Be¬
hauptungen mit allem Nachdruck zurückweisen.

„Die „Karlsruher Zeitung " bemüht sich, die Regie¬
rungspolitik zu vertreten , sie zu interpretieren und im
Kampf gegen Übelwollende zu verteidigen . Selbstver¬
ständlich muß der leitende Redakteur dabei über die
Grundlinien und Ziele der Regierungspolitik unterrich¬
tet sein. Das ist aber auch alles . W ie er im Einzelnen
die Politik der Regierung dann vertritt , ob er es für an¬
gezeigt hält , in diesem oder jenem Falle das Wort zu er-
greifen oder nicht, das bleibt naturgemäß seinemei -
genen Ermessen überlassen . Und wir dürfen
hier in aller Öffentlichkeit die Erklärung abgeben ,
daß, solange der neue Staat besteht, überhaupt noch
nicht ein einziger der vom leitenden Re¬
dakteur verfaßten Leitartikel von ir -
gend einem Minister unmittelbar inspi¬
riert worden ist . Irgend welche Weisung , diesen
oder jenen Artikel in diesem oder jenem Sinne zu schrep
ben , find noch nie an den leitenden Redakteur ergangen .
Es war das allerdings auch nicht notwendig , weil er al¬
leine gewußt hat, wann und wie er das Wort zu ergrei¬
fen hat oder nicht.

Ist dem aber so, so find jene immer wiederkehrenden
Behauptungen , daß die Leitartikel der „Karlsruher Zei¬
tung " inspirierte oder bestellte oder zum Teil mitver -
faßte Artikel des Ministers des Innern seien , unwahr .
Und wer sie jetzt noch, nach dieser Klarstellung ausspricht,
der macht sich damit einer bewußten Unwahrheit
schuldig. Darüber hinaus aber stört er aufs bedenklichste
alle Bestrebungen , die darauf Hinzielen , unser von außen
her gequältes und im Innern zerrissenes Volk zu einer
siaatspolitisch denkenden, mitarbeitsfreudigen und ver-
vntwortungsbereiten Gesamtheit zu erziehen . Und eine
nationale Einheitsfront wird nur dann auf die Dauer
möglich sein und große Wirkungen ausüben können,
wenn diese Erziehung gelungen ist !

Ipolitilcke Neuigkeiten.
Der Reichstag gegen dle Panter

Delcbtülle .
In der gestrigen Sitzung des Reichstag gaben die Parteien

ihre Stellungnahme zu den Beschlüssen der Pariser Konferenz
und zu der Erklärung der deutschen Regierung bekannt. Als
erster Medner führte Abg. Schiffer (Dem .) aus :

Namens der ZentrumSpartei , der Deutschen BolkSpartri, der
Deutschen Demokratischen Partei » der Bayerischen Balkspartri
und des Bayerischen Bauernbundes habe ich folgende Erklä -
rnng ahzugeben:

Die uns vorgelegten Noten enthalten Zumutungen , die we¬
der mit den Bestimmungen des FriedrnSvertrages , noch mit
der Ehre und den wirtschaftliche« Lebensbedingungen des dent-
scheu BolkrS vereinbar sind . (Lebhafter Beifall .) Mit Schmerz
und Empörung , aber auch in dollem Bewußtsein unserer durch
den furchtbaren Ernst der Sachlage gegebenen Verantwor¬
tung ckhrben wir feierlichen Widerspruch gegen de » Mißbrauch
der Gewalt . Die Erklärungen des Herrn Reichsministers des
Mutzern billige « wir . (Lebh. Beifall .) In der Entwaffnungs -
frage wollen wir die von uns übernommenen Verpflichtungen
im Geiste loyaler Auslegung anSführe«. Aus den : gleichen
Geist loyaler Auslegung heraus legen wir aber Verwahrung
ein gegen jene Entschließungen, die offensichtlich gegen
den Friedensvertrag verstoßen oder die in ihm gezogenen
Grenzen zu unseren Ungunsten überschreiten. (Sehr richtig!)
Die Verantwortung dafür , daß durch diese weitgehende
Schwächung auch die Widerstandskraft gegen die von außen
und innen drohenden Gefahren des Bolschewismus gelähmt
wird, trifft die Alliierten . (Sehr richtig ! ) Die Vorschläge , die
uns die Alliierten unter Abänderung des Vertrages vorgelegt
haben — darüber dürfen wir keinen Zweifel lassen — sind
für uns unannehmbar und nicht geeignet, die Grundlage für
Verhandlungen zu bilden . Sie würden nicht die Gesundung
des deutschen Volkes herbeiführen , sondern die wirtschaftliche
und politische Verelendung des deutschen Volkes nach sich
ziehen. Durch ihre Rückwirkungen, die sie in ökonomischer
und finanzieller Beziehung aus alle anderen Völker ausüben ,
würden sie auch diese in unseren Untergang verstricken . Das
deutsche Volk würde als Abnehmer und Verbraucher aus der
Weltwirtschaft ausscheiden . Aus dieser Lage andere Wege
zu weisen, die die deutsche Leistungsfähigkeit nicht vernichten,
ist die Absicht der Reichsregierung . Möge es ihr gelingen , auf
der Grundlage entsprechender Vorschläge eine Einigung zu
erzielen , di« die Welt fruchtbarer Arbeit zuführt . Die Re¬
gierung wird uns an ihrer Seite sehen , wenn ihre Vorschläge
abgelehnt werden und die Entente an ihren Forderungen fest¬
hält , die die Vernichtung des deutschen Volkes in Gegemvart
und Zukunft bedeuten.

Abg . Müller -Franken (Soz . ) gab im Aufträge der sozial¬
demokratischen Fraktion eins Erklärung ab, in der es u. a.
heißt : Die sozialdemokratische Fraktion des Reichstages
stimmt den Ausführungen des RcichsministerS des Äußern
über die Nnausführbarkrit der Pariser Beschlüsse z» (Lelchaf .
1er Beifall . ) Eine deutsche Regierung , die bereit wäre , diese
Vorschläge für ausführbar z« erklären , wird sich nicht finden.
(Lebhafter Beifall .) Sie würde das Vertrauen des Inlandes
wie auch des Auslandes verlieren , denn sie würde sich einer
Unwahrheit schuldig machen. (Lebhafte Rufe „Sehr richtig"

) .
Die fraglichen 42 Jahreszahlungen würden die Leistungs ,
fähigkeit des deutschen Volkes um ein Vielfaches übersteigen.
Die Forderung einer 12prozentigen Abgabe von der gesamten
Ausfuhr , ebenso wie der auf 42 Jahre berechnete Tilgungs -
Plan stehen im Widerspruch zu dem vom Vertrag , von Ver -
sailles festgesetzten Modus von 38 Jahren . Die Ausfuhrab¬
gabe würde einen Zwang für die ganze Welt , auf dem deut¬
schen Markt teuerer zu kaufen, bleuten , ferner eine Herab-
drückung der LebensverhAtniffe und die Verelendung der
deutschen Arbeiterschaft. Die geplante Kontrolle der deutschen
Ausländsanleihen und des deutschen Zollsystems würde der,
Wirtschaft nicht nur in Deutschland, sondern in der ganzen
Welt eine unerträgliche Zwangsjacke anlegen . (Sehr richtig !)
Die sozialdemokratische Reichstagsfraktion richtet an die Ar¬
beiter aller Länder die Aufforderung , auf das Zustandekom-
men von Berhandlungen hinzmmrken, die unter Berücksichti¬
gung der internationalen gleichen Arbeiterinteressen das Wie¬
dergutmachungsproblem einer praktischen , für alle Welt an¬
nehmbaren Lösung entgegenführen . (Lebhafter Beifall ! ) Die
Entwaffnung Deutschlands ist schon so weit gediehen, daß auch
für dle anderen Länder der Welt kein Anlaß mehr besteht ,
die schweren Rüstungslasten weiter zu tragen , die sie jetzt be¬
drücken . Nur die Gesamtentwaffnung wird den Frieden der
Welt sichern und die Voraussetzungen des wahren Völkerbun¬
des schaffen , der das Ziel der sozialistischen Arbeiterschaft der
ganzen Welt ist . (Lebhafter Beifall bei den Sozialdemokraten .)

Abg . Hrrgt (D ..N.) teilt als Stellung seiner Parteifreunde
von der Deutschnationalen Bolkspartei u . a. mit : Wir sind
durchdrungen von dem großen Ernst der Lage, der durch die
Noten der Ententeregierungen geschaffen ist. Für uns heißt es
gegenüber diesen Zumutungen nur : Unannehmbar ! (Beifall !)
Bei den Ausführungen des Reichsministers des Äußern in
der Entwaffnungsfrage hätten wir eine klarere Stellungnahme
und einen entschiedeneren Ton gewünscht. (Beifall rechts.) Die
Not der Zeit hat uns gezwungen, im Interesse der Selbst -
erhaltung Abänderungen der Bestimmungen des Friedensver¬
trages zu verlangen . Auch die Entente hat sich bisher dieser
Rücksicht auf die Notlage nicht verschließen können. Jetzt läßt
die Entente nicht nur alle Rückfichten auf diese Not fallen,
sondern geht in ihren Forderungen über den Frieden von
Versailles hinaus und mutet uns ohne jede Bernunfts - und
Rechtsgrnnde weitere Einschränkungen unserer Machtmittel
zu . In der Frage der Reparation,en stimmen wir den sach¬
lichen Ausführungen des Reichsministers zu . Die Folgen der
Annahme der sogenannten Proposition der Entente wäre die
dauernde Versklavung des deutschen Volkes . Diese Vorschläge
müssen daher zurückgewiescn werden und dürfen in keiner
Weise als Grundlage oder auch nur als Anhaltspunkt zu Ver¬
handlungen dienen. Dir uns angedrohten Sanktionen gehen
noch über die im Versailler Vertrag festgesetzten Maßnahmen
hinaus . Wir erheben gegen diese völkerrechtswidrigen, jedem
Rechtsgefühl widersprechenden Maßnahmen entschiedenen und
feierlichen Einspruch. (Beifall .) Will uns die Entente ihre
Forderungen mit Gewaltmitteln aufzwingen , so zerbricht sie
mit eigenen Händen den -Vertrag und (mit erhobener Stimme )
das auch für uns ! (Lebhafter Beifall rechts.) Wir sind bereit,
hinter jede Regierung uns zu stellen, die gewillt ist, diesen
neuen unerhörten Vergewaltigungsversuchen mit Entschieden,
heit entgegenzutreten . (Beifall .) Redner fügt im Aufträge
seiner Fraktion der Erklärung noch einige Bemerkungen an :
Das deutsche Volk will lieber ein Ende mit Schrecken als
einen Schrecken ohne Ende . (Beifall rechts.) Wenn diese Stim¬
mung hier gestern nicht so zum Ausdruck kommen konnte, so
ist es heute Pflicht der Abgeordneten, der Entrüstung des
Volkes ihre Stimme zu leihen . Die Gegner müssen wissen ,
daß über diese uns selbst gezogenen Grenzen hinaus ein Be¬
folgen diktierter Forderungen nicht in Betracht kommen kann.

Der Redner der U. S . P . Abg. Ledebonr erging, sich in po»
komischen Ausführungen gegen die Rechte , die die Schuld an
allem , trage und deren imperialistische Friedensforderungen
gegenüber die jetzigen Forderungen der Entente verständlich
.erschienen .

Abg. Letzi (Kom.) gab eine Erklärung ab, die in dem Aus¬
spruch gipfelte, daß nur Sowjetrutzland dir große Welten¬
wende herbeisühren könne . Damit schloß die, Besprechung.
Präsident Loebe knüpft daran eine Ansprache » in der er aus .
führte : Möge« die Gegner ans .das Wort des Reichstages hö¬
ren , damit ihnen und uns die Taten erspart bleiben, die ein-
treten können beim Versuche einer gewaltsamen Durchsetzung
dieser unmöglichen Forderungen . (Lebhafter Beifall .) Die
Forderungen entspringen vielleicht dem naiven Glauben , daß
die Arbeitskraft des deutschen Volkes unverwüstlich bleibe auch
bei den grüßten Drangsalierungen . Das aber , was der
Fremde im gut versorgten Lokale findet , ist nicht das deutsche
Volk . Da , wo von 600 Gemeindeschülern 400 kein Hemd an.
haben, wo die Mutter hungernden Kindern kein Brot mehr
geben kann, da zeigt sich das Elend des deutschen Volkes. Das
deutsche Volk hat seine warnende Stimme erhoben. Wird es
überhört , dann treffen die Folgen nicht nur uns , sondern ganz
Mitteleuropa «nd auch dir, die sie hervorgerufen haben. (Leb-
Hafter Beifall im Hause und auf den Tribünen .)

Die Abgg. Crispien , Dr . Levi, Adolf Hoffmann und Lede-
b»ur erklären unter dem lebhaften Widerspruch der Mehrheit ,
der Präsident sei nicht berechtigt gewesen, in die Debatte ein¬
zugreifen . Die Abgg . Müller - ranken Und Trimborn erklären
dagegen, der Präsident habe nicht die Geschäftsordnung ver¬
letzt, sondern er habe damit der Mehrheit des Volkes aus dem
Herzen gesprochen . Vom Hause und den Tribünen wird diese
Erklärung von lautem Beifall begleitet. (Eine Gegenerklärung
des Abg . Adolf Hoffmann wird erstickt durch schallendes Ge¬
lächter.)

Die Verlesung der bereits in der Presse veröffentlichten
Entschließung des Bayerischen Landtages gegen die Entente -
forderungen wurde mit großem Beifall ausgenommen.

»

In dritter Lesung wurde sodann der Rotrtat für 1920
ohne Erörterung erledigt.

Es folgt die zweite Beratung des ReichShaushallS beim
Titel „Wehrminister". Der Titel wurde genehmigt mit den
dazu gestellten Anträgen . Die Änderung der Militärgerichts »
ordnung wurde gegen die Linke abgelehnt .

Angenommen wurde u . a . die Anregung , ein Verzeichnis
der vorhandenen Waffen anzufertigen . Beim Titel Marine¬
wesen wurde der kleine Kreuzer gegen die Linke und einzelne
Demokraten bewilligt . Weiter genehmigte das Haus das Gesetz
über die Übergangswirtschaft sowie , in zweiter Lesung die
Vorlage über die Betriebsbilanz und Betriebsgewinn » und
Bertustrechnung . Dem Ausschußbericht entsprechend wurde
die Genehmigung zur Strafverfolgung der Abgg. Eichhorn,
Tauber und Ernst versagt. Dann beschloß das Haus die Kon.
Mutierung eines Ausschusses zur Untersuchung der gegen den
Ernährungsminister Tr . Hermes erhobenen Vorwürfe . Nächste
Sitzung heute.

Weitere iprotelte der Länderparlamente .
Außer dem badischen und dem bayerischen Landtag prote.

stierten auch die Landesparlameate Von Württemberg , Braun¬
schweig und Sachsen sowie die Hamburgische Bürgerschaft in
eindrucksvollen Kundgebungen * gegen die Pariser Beschlüsse .

* Der bayerische Landtag befaßte sich am Dienstag mit den
Pariser Versklavungsvurschlagen. Präsident Königbauer er»
klärte unter lebhaftem Beifall des Hauses , daß , ohne der
Reichsregierung und dem Reichstag vorgreifen zu wollen, von
der Reichsregierung und dem Reichstag erwartet werden
dürfe , daß das offenbar Unmögliche niemals zngestanden wer¬
den wird . Alle trennenden Schranken im deutschen Volk
wüßten nkedergeriffen werden, alle Parteien , alle Stamm »
in Nord und Süd müßten sich einigen in dem Bestreben , lie¬
ber ehrlich unterzugehen , alS unehrlich zu verderben . Wäh¬
rend der Rede des Präsidenten hatte sich das Haus von seinen
Sitzen erhoben. — Gemäß einem Beschluß des Ältestenrates
wurde darauf die Sitzung geschlossen.

Llnterdrückung und Vergewaltigung.
Wie die „ Parlamentarische Korrespondenz" meldet, sprachen

sich in der gestrigen Beratung von Vertretern aller österreichi¬
schen Länderparteien alle Teilnehmer im Sinne des Salzbur¬
ger Beschlusses für den Anschluß an das Deutsche Reich auS.

Die Volksabstimmung über den freiwilligen Anschuß
Deutsch-Österreichs an das deutsche Reich ist, nach einer Mel«
düng aus Wien, von der Ententekommission verboten worden.

Ikurze polit. Nuckrickten .
Ein nationaler Trauertag . Der Reichstag wird sich noch

vor der Ferienpause mit einem Gesetzentwurf zu beschäftigen
haben , der die Einführung eines nationalen Trauertages zur
Erinnerung an die im Kriege Gefallenen fordert , wie von
parlamentarischen Kreisen verlautet , ist beabsichtigt, den
ersten Sonntag im März , nickt im Mai , znm nationalen
Trauertag zu erklären . In diesem Jahre würde also der
Tranertag auf Sonntag , den 6 . März fallen .

* Ein SozialifierungSentwnrf des Reichspräsidenten. Reichs¬
präsident Ebert hat , nach einer Blättermeldung , gemeinsa«
mit einem Sachverständigen aus dem ReichswirtschaftSministe-
rium eine eigene SozialifiernngSvorlage ausgearbeitet .

* Gegen die Revolutionslegende . In einem Vortrag „Zum
Verständnis der deutschen Revolution " führte der Franziska¬
nerpater Dr . ? . Cajetan Schmitz im Kölner Kolpinghaus»
u . a. folgendes aus : „ Revolutionen " werden nie gemacht, soa«
dern sind immer , freilich viele überraschend, plötzlich anSbre«
chende Ergebnisse gesellschaftlicher Prozesse. Revolutionen find
die Folgen unterbliebener »der halber Reformen . So liegen
auch die Wurzel « der deutscken Revolution 1918 weit zurück
in der Vorkriegszeit."

» Lärmszenr « im braunschweiAer Landtag . Bon der Ab¬
stimmung über den Haushaltsplan des Staatsministeriums fütz
das bereits abgelaufene Jahr 1920/21 kam es im braunschwei¬
gischen Landtag zu großen Lärmfzenen , so daß der Präsident
einigen Abgeordneten der Unabhängigen Sozialdemokratischen
Partei und der Nenkommunisten mehrere Ordnungsrufe er¬
teilte, dann die Sitzung aus 10 Minuten unterbrach und so- '

fort den Ältestenrat des Landtages zusammenries . Nach Wie¬
deraufnahme der Verhandlungen wurde der Haushaltsplan
des StaatSmtnfftrriums gegen die Stimmen sämtlicher bürger »
sicher Abgeordneten angenommen. Die Reukommunisten
stimmten für den Plan und verhinderten mit ihren dr«
Stimmen den Sturz der Regierung und eine : Neuwahl de»
Landtages . I



» Z,r Reuordn «ng der Krrnsprrchtarife . Zu d» Siagel-
Ausführungen, die gestern eine berliner Zeitung ans Grund
«an Informationen an maßgebender Stelle über die künftige
Gestaltung des Fernsprechgebührentarifs machte , wird vom
« eichspostministerium mitgeteilt , daß die Grundform de»
neue« Tarifs noch nicht feststeht , und daß infolgedessen auch
«och nicht angegeben werden kann, innerhalb welcher Grenzen
stch die Anschlußgebühren künftig bewegen dürfen .

Wudilcke Illeberlickt.
Kadilcker Landtag .

Im HanShaltSanSfchutz führte «in Mitglied der Zentrums »
frak!ion Beschwerde über die mangelnde Gerstenzuteilung an
hie badischen Brauereien . Ein Regierungsbertrete « teilte
mit, daß eine Streckung der Gerste durch Verwendung von
- leis und Mais in Aussicht stehe und daß ein entsprechender
Gesetzentwurf bereits vom Reichsrat angenommen worden ist,
Die Gewährung von Besatzungsbeihilfen an die Beamten im
Kehler Brückenkopfgebiet zur Erleichterung ihrer schwierigen
wirtschaftlichen Lage wurde vom Ausschuß gebilligt .

Der Ausschuß für Rechtspflege und Verwaltung des Land¬
tags befaßte sich mit dem Gesetzentwurf über die Abänderung
des Gesetzes über den Verwaltungsgerichtshof . Der Aus»
schuß stimmte dem Gesetzentwurf zu. Ebenso billigte der
Ausschuß den von dem Zentrumsabgeordneten Wittemann
niedergelegten Druckbericht über die Beratungen im Justiz *
ausschuß über den Gesetzentwurf betr ., die Änderung SeS
LanüwirtschaftSkammergefetzes.

Holzausfuhr nach der Schweiz. Mehrere Abgeordnete dev
Zentrumsfraktion haben im Landtag folgenden Antrag ein-
gcbracht : Der Landtag wolle beschließen , die Regierung zu er¬
suchen, zu der auf den Kreis Baden bereits erhaltenen Aus¬
fuhrerlaubnis von 12000 Festmetern selbsterworbenen Hol¬
zes eine Ausfuhrerlaubnis von weiteren 18 000 Festmetern
zu bewirken, damit die Restschuld der Viehsteigerev Mittel -
dadens durch den Valutagcwinn vollends getilgt werden kann,
und die weniger leistungsfähigen Steigerer vor dem völligen
Wirtschaftlichen Ruin bewahrt werden.

Die paMsckutzordnung .
i .

Durch Verordnung des Justizministeriums und des
Ministeriums des Innern vom 12. Januar 1921 (Gesetz - und
Verordnungsblatt Seite 13) ist am 19. Januar 1921 nun auch
im Lande Baden eine Pachtschutzordnung in Kraft getreten .
Diese Pachtschutzordnung gilt bis zum 30. Mai 1922 . Sie
erstreckt sich auf Grundstücke, die züm Zwecke landwirtschaft¬
licher oder gewerbsmäßiger gärtnerischer Nutzung verpachtet
oder verliehen sind oder bei denen sonst die Übertragung des
Genusses der Erzeugnisse gegen Entgelt erfolgt . Es wird da¬
bei unter Grundstück auch ein Grundstücksteil verstanden , wann
die Verpachtung nach Parzellen erfolgt ist . '

Die Pachtschutzordnung hat eine Stelle geschaffen, welcher
die Befugnis zukommt, die Härten , die sich in den Pachtver¬
hältnissen im Laus der Zeit ergäben Haben, auszugleichen .
Diese Stelle ist das Pachteinigungsamt . Die Pachteinigungs -
Lmter können für Grundstücke jed^r Größe unter Ausschluß
des Rechtsweges bestimmen, daß Leistungen , die unter der?
Wirtschaftlichen Verhältnissen nicht oder nicht mehr gerecht¬
fertigt sind , anderweit festgesetzt werden . Grundsätzliche Vor*
aussetzung für eine solche andere Festsetzung durch die Pacht«
emigungsämter ist jedoch, daß sich das Verhalten eines Be»
festigten entweder als wucherische Ausbeutung der Notlage,
des Leichtsinns oder der Unerfährenheit oder unter Berück ,
sichtigung der veränderten wirtschaftlichen Verhältnisse offen»
dar als eine schwere Unbilligkeit darstellt oder daß das Per »
halten des einen Teils zur Folge hätte, daß Ser arckere
Teil in eine wirtschaftliche Notlage gerät . Während dies Mit
ohne Rücksicht auf die Größe eines Pachtgrundstückes, können
die Pachteinigungsämter außerdem für Pachtgrundstücke, wann
ihr Umfang 36 Ar nicht übersteigt , unter Ausschluß des
NechtAvegs bestimmen,

1 . daß Kündigungen unwirksam werden und daß gekün¬
digte Verträge bis zur Dauer von 2 ^ . en fortzusotzen
sind ;

L. daß ohne Kündigung ablaufende Verträge bis zur
Dauer von 2 Jahren verlängert werden ; '

8. daß Verträge vor Wlaus der vereinbarten Zeit dann
aufgehoben werden können, wenn der den Pächtern vor¬
bleibende landwirtschaftlich benutzbare Besitz die Größe
einer Ackernahrung übersteigt und die Rückübernahme
erfolgen solle zu dem Zwecke der eigenen Bewirtschaftung
durch den Verpächter. Unter Ackernahrung wird Ne
Menge Land versanden , die ein Pächter nötig hat , urn
den ffir seinen Haushalt nötigen Jahresbedarf zu
bauen .

Bei näherer Betrachtung ergibt sich also, daß man versucht
hat, die Interessen - er Verpächter und der Pächter billig aus .
Erichen zu lassen. ES ist bei Pachtgrundstücken, di« unter
einem badischen Morgen bleiben, ein erheblich wirksamer
Schutz des Pächters geschaffen . Die Gegeninteressen des
Verpächters finden in diesen Fällen eine Wahrung nur dann ,
Nenn der Pächter genügend eigenes oder Pachtland hat , um
feinen Eigenbedarf zu decken und außerdem der Verpächter
rin verpachtetes Grundstück nicht mehr verpachten, sondern
selbst umtreiben will. Wenn, was in Baden nicht sehr häufig
sein wird, ein Pachtvertrag gleichzeitig ein ArbeitsverhäÜniS
enthält, schließt bezüglich dieses Ärbeitsverhältnisses die Ent¬
scheidung des Pachteinigungsamtes eine solche de- Gchlich-
tungsaüsschusses und des Mieteinigungsamtes aus . >

Über das Verfahren bei den Pachteinigungsämteri », die llti
den Amtsgerichten gebildet werden , wird «och einiges zu sa¬
ßen sein .

II .
Die Pachteinigungsämter werden bei den Amtsgericht« »

ßebildet ; sie bestehen aus dem Amtsrichter als Vorsitzende«,und jx einem Verpächter und Pächter als Beisitzer. Zuständig
M das Amtsgericht, in dessen Bezirk das betreffende Gruack-
sum ganz oder zum größten Teil liegt . Die PachteinignngD»
« vier haben in erster Linie auf einen Lergleich Hinz»wirken,
ftr entscheiden nach billigem Ermessen. Die Entscheidung ist
Unanfechtbar. Den persönlichen und sachlichen Aufwand *ür
Ge Pachteinigungsämter trägt die Staatskasse . Dar Lerstch-
pen steht Gebühren und Ersatz der Auslagen vor . Do - Erui -
ßungsamt bestimmt die Höhe der Gebühr , die das dreifacheNr vollen Gebühr des 8 8 des ReichSgerichtskostengesetzcS
Acht übersteigen soll, setzt die Auslagen fest uud bezeigetNe zohlungspflichtige Partei . Wenn besondere DilligkertS-
grunde vorliegen, können die Gebühren niedergeschlagen wer-

Dr Streitwert wirb nach 8 3 der Zivilprozeßordnung
Dach freiem Ermessen festgesetzt . Auf dir Erhebung der To-
Achren und Auslagen finden die Vorschriften über die Er »
vvung der Gerichtskosten entsprechende Anwendung , Me
§ a*Akn können sich durch Bevollmächtigte vertreten lasse» ;« « VollmacA muß schriftlich erteilt werden . Das Pachteini -

«Mgsamt kann den Mangel der Vollmacht unberücksichtigt
wssen . Die Parteien find, auch wenn sie durch Bevollmäch¬
tigt « vertret « werden, zum persönlichen Erscheinen verpflich»
lei . Der Vorsitzende des Pachteinigungsamtes kann abwei¬
chende Anordnungen treffen . Sind Parteien oder ihre Ver.
treter trotz rechtzeitiger Ladung nicht erschienen , kann gleich»
wohh in der Sache verhandelt und entschieden werden . Im
übrigen werden auf das Verfahren vor den Pachteinigungs¬ämtern die Mstimmungen der Anordnung für das Verfahren
vor den (Miel -) Einigungsämtern vom 23. September 1918
(RGBl . S . 1146 ) entsprechend angewendet. Auf den Grund¬
besitz des Reßches und der Länder finden die Bestimmungen
dieser Verordnung keine Anwendung.

Den Pachtrinigungsämtern fällt eine verantwortungsvolle
Aufgabe zu . Aber auch die Kreise der Verpächter und Päch¬
ter mögen sich bewußt sein , daß es nun nicht gilt, jeden Pacht .
Vertrag vor das PachteinigungSamt zu bringen , sondern daß
sie selbst bei aufgetretenen Meinungsverschiedenheiten in er¬
ster Linie unter sich auf eine gütliche Vereinbarung hinstre-
Len sollten. Bei allem Verständnis für die vielfach mißliche
Lage der Verpächter, besonders soweit sie den Kreisen der
Kleinrentner , Kriegerwitwen, Geistlichen usw. angehören , ist
zu hoffen, daß bei uns in Baden nicht die anderwärts be¬
obachtete Erscheinung austritt , daß etwa die Verpächter nun¬
mehr an ihre Pächter mit unbilligen Forderungen hinsichtlich
der Höhe des Pachtzinses oder sonstiger Leistungen herantre -
ten . In solchen Fällen würde der kleine, wirtschaftlich
schwache Pächter vollen Schutz des Pachteinigungsamts fin¬
den. Unangemessene Pachtforderungen müßten schon im Hin¬
blick aus ihre Wirkung auf die Grundstückspreise und dt«
Steigerung der Preise für die wichtigsten Nahrungsmittel ver¬
mieden werden . Andererseits werden ja auch die Pächter
nicht verkennen, l« ß die Verpächter im allgemeinen mit den
Pachtpreisen der Vorkriegszeit nicht mehr bestehen können.

Lur Besetzung des Arbeitsminllterlums
schreibt der .Polksfreund " :

Stadtrat Dr . Englcr hat sich Nunmehr bereit erklärt , das
Amt des Arbeitsministers anzunrhmen . Die Wahl wird in
einer der nächsten Landtagssitzungen borgenommen Weeden .

Die Fatcbingsvergnugungen lS2l .
Bon zuständiger Stelle wird uns geschrieben :
IH Im Hinblick auf die durch die ungeheuerlichen Be¬

schlüsse der Pariser Konferenz geschaffene ernste Zeitlage hat
das badische Ministerium des Innern alle karnevalistischen
Aufzüge, VerLeidmigen jeder Art, das Tragen von Masken ,
und karnevalistischen Abzeichen auf allen öffentlichen Straßen
und Plätzen auch für dieses Jahr untersagt . Es ist an¬
zunehmen , daß der gesunde Sinn der badischen Bevölkerung
dieser Maßnahme volles Verständnis entgegenbringt . In der
Tat sind die außenpolitischen Vorgänge der letzten Tage so
nieSerdrückentz , daß ein öffentliches karnevalistisches Treiben
nicht nur verletzend auf weite Kreise des Volkes wirken muh,
sondern auch im Ausland von schlimmer Wirkung sein würde .
Die Bezirksämter sind angewiesen, dieses Verbot aufs strenMe
Lurchzuführen.

Luin Ikampk gegen das Scbiebertum
und die Schleichhändler.

KonMnz , 1 . Febr . In Bregenz ist wieder eine nach
der Schweiz bestimmte Millionenschiebung ansigxbeckt worden .
Ein Zollinspektor soll in die Schiebung verwickelt sein.

Der Landesausrchuh der Deutschen
Demokratischen Partei in Kaden .

war «nn Sonntag in Offenburg versammelt . Zunächst beschloß
die zahlreich besuchte Versammlung - die diesjährige ordent¬
liche Ländesversammlnng Samstag , den 7. und Sonntag , den
8. Mai in Freiburg abzuhalten . Für die Ausgestaltung der
Tagesordnung dieses Parteitags wurde eine Reihe von Wün¬
schen geäußert .

Dann gab Reichs , und Landtagsabg . Dietrich zur Einlei »
tunW der politischen Aussprache einen Bericht über die Lage
im Reich. Der Redner verbreitete sich einleitend über die
außerordentlich schwierige außenpolitische Lage, die auch für
die Lage im Innern bestimmend sei. über die politische Lage
im Innern führte der Redner, wie die »Bad . Pol . Korr ." be¬
richtet, u . a. aus : Bei der jetzigen Arbeitsweise ist der Reichs»
tag überhaupt nicht aktionsfähig. Die Zahl der Abgeordne¬
ten . die wirklich arbeiten , ist sehr gering , dafür ist di« Zahl
derjenigen , die mit großen Reden den Leuten Sand in die
Augen zu streuen versuchen , sehr groß. Die deutsch -demokra¬
tische Fraktion hat durch den Antrag Schisser auf Änderung
der Geschäftsordnung versucht , hier Wandel zu schaffen . ES
muß auch gefegt werden, daß der Ton , der verschiedentlich im
Reichstag angeschlagen wurde, des Parlaments eines Kultur »
VÄkes unwürdig ist. Die Lage der Regierung ist vor allen
Dingen deshalb schwierig, Werl sie keine Mehrheit im Reichs¬
tag hinter sich hat. Da die Frage einer Gesundung unserer
Reichssinanzen in erster Linie eine wirtschaftliche ist, müßten
Reichsfinanzministerium u . Reichswirtschaftsministerium besser
zusmnmenarbeiten , als das heute der Fall ist. Das Reichsheer
ist heute gut diszipliniert und imstande, seinen Aufgaben zu
genügen, sofern diese seine geringe zahlenmäßige Stärke nicht
übersteigen. Las ist das Verdienst des Reichswehrministers
Geßler , der unendliche Schwierigkeiten zu überwinden hatte .
Die Steuerpolitik des Reiches kränkt daran , daß zu viele
Stmlergesetze gemacht wurden , die man dazu auch noch immer
wieder äbändert , statt daß man wenig Steuergesetze macht,
dies« dann aber auch wirklich durchführt. Es muß überhaupt
mit der Überproduktion an Gesetzen ünj» Verordnungen Schluß
gemacht werde» .

' Der Staat muß auf das Maß von Tätigkeit
sich beschränke », das er auch tatsächlich bewältigen kann . Bon
ausschlaggebender Bedeutung für die innere Politik des Rei¬
ches werden Ne preußischen Landtagswahlen sein. Würden
die Mittelgruppen stark geschwächt werden , so wäre das . wie
immer in unruhigen Zeitläuften , ein nationales Unglück . Ge¬
stützt auf starke Mittelparteien muß im Reich eine wirklich
ziekdewußte, gemäßigte Fortschrittspolitik getrieben werden ,
die sich energisch der großen Lebensfragen unseres Volkes an -
nimmt . Das ist die einzige Möglichkeit für uns , wieder vor¬
wärts zu kommen .

über die Lege in Bade« referierte der Parteivorfitzende ,
Minister Hummel. Die Lage im Lande , so sagte u . a . der
Redner , ist ei»e wesentlich andere, als im Reich. Es ist im
Laufe des letzten Jahres von Regierung und Volksvertretung
ein« erhebliche Arbeit geleistet worden. De Grundlagen un¬
ser» Finanzpelitik sind durchaus gesund. Bei beiden Voran¬
schlägen , die der Landtag verabschiedet hat, ist es gelungen ,
den Etat zu balanzieren . Die deutsch -demokr . LcmdtagSfrak.
tio» und ihr Vorfitzender , ALg. Dr . Glöckner , dürfen mit Ge¬
nugtuung auf ihre Mitarbeit in der badischen Politik des letz¬
te» JahreS zprückblicken. Durch ein Mitglied der deutsch -
denookr. Fraktion — Abg . Odenwald — ist auch die Hage«.
schkH-BngMrgonheit ins Rollen gekommen . Das Urteil über

M LioÜelunĝ und» Sandbank und ihre Geschäfte kann nutz
Hauten : Sine gute Sache hat sich in sehr schlechten Händen Se-
sunden . Bei den Aufgaben auf dem Gebiete der Wasserwirt ,
schaft und der ElektrizitätSwirtschaft handelt es sich geradezu
um Lebensfragen für Baden und ganz Südwcstdeutschland.Die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit muß in der nächsten
Zeit mehr als bisher auf diese Dinge praktischer Und positive »
Politik gerichtet werden: Die Frage einer Vereinigung von
Württemberg und Baden ist noch wenig geklärt. Schon jetzt
stellt es sich aber als dringende Notwendigkeit heraus , ein»
Verständigung zwischen den beiden Ländern in allen Fragen
herbeizuführen , in denen es sich um Verhandlungen mit dem
Reiche händelt . Der Redner besprach sodann die organisato¬
rischen und agitatorischen Aufgaben der Partei und schloß miß
einem Ausblick auf die Landtagswahlen im kommenden Hcrbst
dieses Jahres .

Nach einer lebhaften Aussprache wurde ein Antrag , der deq
Parteileitung , der Landtagsfrattion und den Regierungsmit¬
gliedern der Partei dankt und ihnen das Pertrauen des Lan-
desausschusses ausspricht, einstimmig angenommen

Die . .Sozialitierung der Gemüter".
* Bei der Reichsgründungsfeier der Zentrumspartei i»

Stuttgart hielt der badische Landtagsabgeordnete Geistl. Rah
Dr . Schofer eine Rede, in der er u . a. folgendes aussührte :

»Und der »große Sozialisierungsgedanke ? " Ich frage jede»
zuerst : Was verstehst du unter Sozialisieren ? Ich meine?
die Gemüter sozialisieren, hat keinen Wert, wenn die Men¬
schen nicht sozial sind . Erst die Sozialisierung der Gemüter ,mit anderen Worten : Wir müssen das Vaterunser ins prak¬
tische Leben übersetzen . Nicht im Desseits unser Ziel suche»»
sondern im >Jenseits . Unfern Herrgott als unfern Vater an-
sehen , seine Gebote halten , und wir , seine Kinder, uns lieben
wie Brüder und Schwestern. Wenn wir das machen, dann ist
schon viel sozialisiert, und dann sind die Sozialisierungsgesetz»
bald fertig , und die Ausführungsbestimmungen kann sich de«
Sozialminister schenken. Wie ist es denn jeP ? Die gegen¬
wärtige „Ordnung " ist folgende: Erst die Geldaristokratie»dann die Muskelaristokratie , zuletzt die GristeSaristokrati«.
Darum schimpfen auch unsere Akademiker , mit Recht . Abe«
mit dem Schimpfen wird es nicht besser . Soll es besser wer¬
den, inüsserr die Herren Akademiker mitmachen. Dese ernste
Frage geht aber auch die Arbeiter und den Mittelstand an»
sollen wir nicht zum geistigen Kulitum Herabfinken und unter
den Nationen unseren Einfluß verlieren . Ich fürchte nur die
eine große Gefahr : Ich würde es tief bedauern, wenn es de«
mammonistffche Kapitalismus fertig brächte , in unserem Zen¬
trum in irgend einem Teil , etwa in der Presse, Fuß zq
fassen ."

Arbeitsgemeinlckatt tüddeuttcker land - u.
korttvvirttckattlicber Arbeitgeberverbände .

I-? I) . Die süddeutschen land - und forstwirtschaftlichen Ar¬
beitgeberverbände (Bayern einschl . der Rheinpfalz , Württem¬
berg , Baden und Hessen ) haben in gemeinsamer Tagung zw
Stuttgart eine gründliche Aussprache über die Arbeitsver¬
hältnisse in der Landwirtschaft gepflogen. Einstimmig wurde
beschlossen . Laß die land - und forstwipischaftl . Arbeitgeberver¬
bände eine Arbeitsgemeinschaft süddeutscher Land- und forst-
Wirtschaft!. Arbeitgeberverbände bilden . Der Vorort diese«
Arbeitsgemeinschaft ist der Landesverband der land- und forft-
wirtschaftl . Arbeitgeberbereinigungen Bayerns . Auf der
Tagung wurden verschiedene Beschlüsse gefaßt, darunter ein
solcher , daß die landwirtschaftlichen Arbeitgeberverbände zuland - und forstwirtschaftl. Arbeitgeberverbänden unter Ein¬
beziehung der privaten und staatlichen Forsten ausgebaut
werden . Ferner sollen die Arbeitgeberverbände sich auch aufdie landwirtschaftlichen Nebenbetriebe ausdehnen und vo»
allem sollen die Gärtnereien , Käsereien, Molkereien und Torso
Werke einbezogen werden.

Ein weiterer Beschluß befaßte sich mit der Arbeitszeit . Di »
Tagung betonte , daß bei einer künftigen Regelung eine Er¬
höhung der Arbeitszeit eintrvten müsse und daß die Dienst¬
botentarife keine Bestimmung über die Arbeitszeit enthalten
dürfen . Die Arbeitszeit in den landwirtschaftlichen Neben¬
betrieben und ländlichen Gewerbebetrieben soll den natür¬
lichen Bedürfnissen entsprechend wie die Arbeitszeit in de«
Landwirtschaft geregelt werden. Der jetzt vorliegende Ent¬
wurf über die Regelung der Arbeitszeit gewerblicher Arbei¬
ter sei für die Landwirtschaft unannehmbar .

E»n weiterer Beschluß sprach sich dahin aus , daß Kranken -
und Jnvalidengeld und sonstige reichs - und landesgesetzlich»
Lasten den landwirtschastl . Arbeitern und Dienstboten nach!
den gesetzlichen Bestimmungen anzurechnen seien . Schließ¬
lich wurde noch die Einrichtung von Spruchkammern für !
Land - und Forstwirtschaft bei den Schlichtungsausschüssen«dort wo sie noch nicht bestehen , als notwendig bezeichnet.

Ikurze « scbrlcdten aus Kaden.
Gisenbahn-Berkehrssperrr.

Passau Ort und Übergang für alle Wagenladungen öhnss
jede Ausnahme gesperrt.

Annahmesperrc für Frachtgutwagenladungen nach Statio¬
nen der Strecke Köln - Ehrenfeld —Aachen - Rotch .
Erde und der Seitenstrccken ist aufgehoben .

I -IV . Mannheim , 1 . Febr . Die 70 Frauenvereine um¬
fassende Organisation des Mannheimer Vereinsverbandes hielh
einen Fnmrenkongreß für Sittlichkeitssragen ab, auf dem Dr -
Dresel -Heidelberg, Reichstagsabg. Paula Müller -Otfrietz
(Hannover ) , Reichstagsabg . Frau Dr . M. E . Lüders -Berlin «
Polizeiassistentin Frl . Jäger -Alten und Landtagsabg . . Frack
Klara Siebert -Karlsruhe , die verschiedenen Sittlichkeitsfrageck
behandelten . Es wurde einstimmig eine Entschließ«»«
angenommen , in der die Abschaffung der Reglementierung de«
Prostitution verlangt und die Umwandlung der polizeilichen
Reglementierung in sanitätsfürsorgliche Maßnahmen ver¬
langt wird . Bei den Geschlechtskrankheiten wird die allgemein
diskrete Anzeigepflicht an ein zur Verschwiegenheit verpflich¬
tetes Gesundheitsamt gefordert. Das Gesetz dürfe keinesfalls ,
den Charakter eines Klaffengesetzes tragen . Schließlich wird
die Einrichtung von Pflegeämtern unter weiblicher Leitung
für die sitlliche gefährdeten Frauen und Mädchen angeregt .

k.? v . Bruchsal , 1 . Febr . Aus dem hiesigen Bahnpostge»
bände sind sechs Wertpakete im Wert von zusammen 43 890 M,
und ein mit 1200 Frks . versichertes Paket gestohlen worden.

I^? O . Bruchsal, 2. Febr. Aus Anlaß des Ablebens Le»
Ehrenbürgers unserer Stadt , des Weihbischofs Dr . Friedrich
Justus Knecht » hielt der Stadtrat eine außerordentliche Sit¬
zung ab . Bürgermeister Mehner widmete dem Verblichenen
einen Nachruf und der Stadtrat beschloß, zu dem Lrichenbe.
gängnffse des Kirchenfürsten eine Abordnung» bestehend aus
dem Bürgermeister und vier Stadträten , nach Frciburg zck
entsenden .

I-l?O . Mosbach, 1. Febr . Der Bürgerausschuh beschloß de»
Ankauf der Apotheke zum Preis von 586000 M. Die Ara«
ob in die Apotheke ein Verwalter oder Pächter eingesetzt wird»
soll später entschieden werden.



Nus der LandesbanpMrM .
Dem BllrgrranSschutz sind eine Anzahl «euer Borlage » zu»

Ergangen , deren eine die Übernahme der Bürgschaft für da»
au » der produktiven Erwerbslosenfürsorge der Gemeinnützige»
Beschäftigungsstclle G . m. b . H. in Aussicht gestellte Dar¬
lehen von 200000 M . betrifft . Bei den weitere » Vorlage«
handelt eS sich u . a . um die Bewilligung von weitere«
200000 M . zur Bestreitung der Kosten für die Auffüllung
von Gelände (Erwerbslosenfürsorge ) , um Übernahme der
Bürgschaft der Stadtgemeinde Karlsruhe für seiten» der »Ge¬
meinnützigen Mieter - und Handwerker -Baugenoffenschaft i«
Karlsruhe " aufzunehmende Hypotheken-Darlehen im Betrage
Von 256 260 M .. bei Verzinsung von 172 800 M . mit 4V» Proz .
« nd von 86 400 M. mit 4X Proz . und 1 Proz . Tilgung , und u»
die Erhöhung des Teuerungszuschlags zum Grundgehalt und
OrtSznschlag sowie zu den KinderzuschlLge« der städtische »
Beamten (eiuschl. der AushilfSaagrstrllteu ) «nd Gletchftekluuz
der autzerplanmäßige « Beamte « mit de» planmäßige « hin¬
sichtlich des Ortszuschlag». Hierbei handelt e» sich um ein«
Neufestsetzung dieser Zuschläge mit einem Mehraufwand von
isooooa M.

LandeStheater. Man schreibt un» au » der Theaterkanzlei :
Der lyrische Bariton Rudolf Meyrauch vom Skadttheater in
Krciburg i . B . und der Hcldentenor Willy Zilkea vom Frie¬
drichtheater in Dessau wurden auf Grund der kürzlich abge¬
legten Probegastspiele endgültig für das LandeStheater ver-
tzflichte».

LandeStheater. In der moraigen Vorstellung von Wagner »
»Tristan und Isolde " singt Frau Ernestine Färber -Straff «
vom Nationaltheater in München die Partie der Brangäue
als Gast.

LeitLbriktenkbsu .
Da , 4. Heft de» «Knnstwart, " (Januar 192Y erfreut zu-

nächst « «mal durch de« großen Reichtum seiner Kunstbei-
lagen. Ei« kleiner Farbendrcick von Helene Altmai »« . Die
grüne Pforte ", teil« das Heft rin und eia Tiefdruck nach
HanS Gggimaan , »Der Neid". l-esibUeßt es. Weiter schmücke«
« vci SchnitL>rucke au » den, „Greifenkalcnder ". do» Werne«
TrewrS und Erich Merseburger das Heft und erliche lustige
Jllustratiönchen de» Kiiiderlm.bzeichuers Arthur Rackha « , der
»die leichte Hand, di« lustige Laune und doch das klare «Zeich.
neu hat " . Die große Noienbeiloge gibt eine (Probe au »
G . Dchielderups Oper „Scharlachrote Blume " mit GesangS-
stimme. Di« Reibe der Aufsätze eröffnet ein Leiter von
Ferdinand Avenarin «, »Tr «, Geiste die Macht", der von der
Befreiung des Geiste» vorn Geschäft und Kapital die große
Menschheits-Revolution erhofft. „Hasscnswert . weil wir nicht
Haffen ?" überschreibt Paul Ratorp eine Betrachtung über un¬
sere Verhaßtheit bei der Entente . Zum 6V. Geburtstag von
Anna Croissant-Rust gibt W . Schumann einen Aufsatz zu der
wicdcrgegcbenen Erzählung . Der Federbuschbansei" . Han »
Schmidkunz plaudert über „Deutsche Inschriften ". Hermann
Sörgel betrachtet sachkundig die Mängel im städtischen Woh¬
nungswesen und Gustav Brandes spricht übel: „Unsre Heimat
im Zoo". Die faksimilierte Wiedergabe eines Briefes von
Nietzsche an den Herausgeber mit einer eingehenden Erläu¬
terung au » dessen Feder beschließt den ersten Teil des Hefte».
Die Rundschau enthält neben Kunstbetrachtungen, politischen
und wirtschaftlichen Glossen einen großen Brief von Troeltsth
über »Di« geistige Revolution " und eine wichtige Betrachtung
von AvenarruS : »Die an der Zeitung leiden".

Verlcbiedenes.
* Prof . Georg Schilling» °f . Nach dem „Loksilaazeiger" Dder Zoologe «nd Afrikareisende Prof . Gg. Schillings ap,

Samstag abend einem Herzschlag erlege«.

Ltrmtsanzeiger . .
Da » Ministerium de» Kultus und Unterricht» hat unter

dem 26 . Januar d . I . den Zeichenlehrer Rudolf Lang vom
Gymnasium in Bruchsal iu gleicher Eigenschaft an jenes i«
Karlsruhe und den Zeichenlehrer Friedrich Schneider von der
Höheren Mädchenschule in Offenburg in gleicher Eigenkckakt
an do : nnapum in Bruchsal versetzt .

FaschiagSsergulige» hrtr .
Im Hinblick auf die ernste Zeitlage werden auf Grund der

8ß 30. 63 Pol .Etr .G .B. 360 Ziff . 11 R .Str .G .B . für die die»,
jährige Faschingszeit die Veranstaltung von Aufzügen , da»
Tragen von Masken. Verkleidungen oder karnevalistischen Ab¬
zeichen auf öffentlichen Straßen und Plätzen untersagt .

Zuwiderhandlungen werden mit Geldstrafe bis zu ISO Ak,
oder mit Hast bis zu 6 Wochen bestraft . Auch ist neben der
Bestrafung Festnahme durch die Polizeibeamten zu gewärti¬
gen.

Karlsruhe , den 3. Februar 1921.
Ministerium dr» Inner ».
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Bekanntmachung .
Unsere « rwmwoick̂ siSigwl « « nckanHi «:!, « K« -

« «^ wlnwnwwmom ^ mng findet am K« ,
22 . r « 1»n« w^ 1921 , nachmittags 4 Uhr. im Hau »
Waldstrage 18 18, Saal III . dahier statt, wozu wir
die Herren Aktionäre hiermit ergebenst einladen .

Tagesordnung »
1 . Bericht deS Vorstandes und des AufsichtSrateS

über die Ergebnisse des Geschäftsjahres 191920 -
2- Vorlage der Bilanz und der Gewinn - und Ver¬

lust-Rechnung-
3- Entlastung de» Vorstandes und de» AuffichtS-

rateS.
4. Bestimmung über die Verwendung des Rein¬

gewinn».
8- Neuwahl de» Aufsichtsrate».

Diejenigen Aktionäre, welche an der Generalver¬
sammlung teilnehmen wollen, werden wegen Beschaffung
von Eintrittskarten auf § 13 de» Statuts aufmerksam
gemacht- JL94

Karlsruhe , den I . Februar 1921
Karlsruher Braucreigesrllschast

vormals K. Schrempp L A. Prtntz.
Der vorsitzrude de- Susfichtsr«trS:
gez : Geh. Hofrat Or . Binz

SMMllWge «M. Md ßMIgwlWW

Geueralverfammkuug
am 10 . Ardraar 1021 » abends 7 Uhr^ i« Bürger¬
ausschußsaal des Rathauses .

Tagesordnung :
1 Beruht des AufsichtSratSu des Vorstände». 2 Kassen¬

bericht n. Bilanz 3. Änderung der Satzungen §§ S u-32 st.
4- Wahl der Auffichtsratsmitglieder (e» scheide« aus
durch da» LoS : Pfarrer Kunz . Pfarrer Jost . Frau
Kreutzer Ww-) . 8- Verschiedenes . J -888

Die Bilanz kann bi» zum Lage der Versammlung
bei dem Vorstandsmitglied . Joh Rheinschmiedt. eingc-
sehe« welchen. Zur Generalversammlung selbst haben
nur diejenigen Mitglied« Zutritt , die im Besitz eine»
SnteilbucheS find und mindestens den sahungSge-
mäßen Anteil oder « neu Teil desselben entrichtet ho¬
ben. — Die Bücher find am Saaleiugang vorzuzeigeo.

Der AnfflchtSratr
J A : Karl Neubauer .

Amlttcbe Veksmrtmsckung .

MlWllg dkl MltzKllllitznIIIIWII .
Von einem allgemeinen Verbot von Faschingsver¬

anstaltungen ist für das Jahr 182 > abgrsehen worden.
Zum Schutze des Publikum » sowie zur Aufrechter¬
haltung der öffentlichen Ruhe. Ordnung und Sicher¬
heit werden für Fastnacht 1921 aufgrund der ß§ 30.
b9 Pol ^Str ^Ges.-Buch folgende

Anordnungen
getroffen:

1 . Umzüge, insbesondere von Karnevalsgesellschaften
und Vereinen sind verboten.

L- Am Fastnacht-Sonntag . -Montag und -Dienstag
ist daS Tragen vou Gesichtslarven auf öffentlichen
Straßen , Plätzen und in öffentlichen Wirtschaften all¬
gemein ohne Unterschied des Alters verboten. Ferner
ist verboten, das Gesicht bis zur Unkenntlichkeit zu
bemalen oder zu vermummen-

3. Maskenbettel auf den Straßen , in den Wirt¬
schaften und Kaufläden ist verboten.

4- Belästigungen der Paffanten , insbesondere der
Frauen haben zu unterbleiben . Masken, welche Aus¬
schreitungen begehen, insbesondere sich unanständig
gegen Frauen benehmen, oder sonst gege« die gute
Sitte verstoßen, werden durch die Schutzmannschaft
nach den Polizeiwachen abgeführt und zum Ablegen
des Maskenanzugs angehalten .

5 . Das Abbrennen von Feuerwerkskörpern, das
Werfen von Konfetti und von Knallerbsen auf öffent¬
lichen Straßen , Plätzen und in Wirtschaften ist ver¬
boten.

6. In Wirtschaften ist das Behängen der Be-
leuchtungskörper mit Papiergirlanden (Papierschlangen)
und das Werfen von solchen verboten.

7 . DaS Behängen der Quer - und Stromleitungs¬
drähte der elektrischen Straßenbahn mit Papierschlangen
und dergleichen Gegenständen ist verboten.

8. Mustktzesellschasten . welche auf den Straßen
herum oder von Wirtschaft zu Wirtschaft ziehen und
für die Musikdarbietungen Geld einsammeln, oder auf
andere Weise — so durch Verkauf von Programmen
und Liedertexten — ein Entgelt erhalten, bedürfen
einer Erlaubnis des Bezirksamts — Polizeidirektion —
gemäß Z 33 Gewerbeordnung . Diese Erlaubnis wird
nur für Fastnacht-Sonntag und Fastnacht-Dienstag
mit der Beschränkung erteilt werden, daß das Musi¬
zieren auf den Straßen um 9 Uhr. in den Wirtschaften
um II Uhr einzustelle« ist . Der schriftliche Bescheid
ist mitzuführen . wenn Beanstandungen bei der Kon¬
trolle durch die Schutzmaunschaft vermieden werden
sollen. Dre Verteil« von Programmen und sonstigen
Druckschriften bedürfen außerdem des in § 43 Gewerbe¬
ordnung vorgeschriebeur« Legitimationsscheins .

Wer die Vorsteherchen Anordnungen nicht befolgt,
lvird nach den einschlägigen tz§ des Reichsstrafgesetzbu¬
ches, deS Polizeistrafgesetzbuches und der Straßenpoli -
zciordnung empfindlich bestraft werden, und zwar mit
Geldstrafe «icht unter Hundert Mark Bei (offenem oder
verschleiertem) Bettel wird «nt« allen Umständen Haft-
swase verhängt werden. Me Beamten der Polizei sind
beauftragt » Zuwiderhandelnde nicht nur anzuzeigen,
sondern auch zur Wache und nötigenfalls in den Not-
arreft zu »« bringen . Unanständige und betrunkene
MaSkeu werden von Straßen und öffentliche » Plätzen
unnachsichtlich entfernt werden- Mit besonderem Nach¬
druck verweisen wir auf die strafgesetzlichen Folgen
eines Widerstandes : GefLngnis bis zu zwei Jahren .

Karlsruhe , de» 1- Februar 1921.
V^ rksamt. — Pvlizeidirektio » —.

ung -. fleißiges Ehepaar
m- 1 Kind̂ sinht Stellung
auf größerem Gut, ich«
kleines Gut selbständig
zu bewirtschaften- Off .

unter I - 879 an die Expe¬
dition der Karlsruher Zei¬
tung erbeten. 21

». ktmtisr trrichddildit .
V -709 2.2 Lmlsrnhe. Der

RechtSanwalt vr . Alfred
«aha i« Karlsruhe als
Nachlaßpfleg« für den
Nachlaß der AloiS Schreiber
Witwe in Karlsruhe hat
beantragt , die verschollene
Emm« M «rg«rrt« SreSzentia
Marnidt . ged. S Juli 1866
in Karlsruhe , zuletzt wob»
Haft au unbekannte » Or¬
te«. für tot zu erklären .

Dir bez« ch»ete « erschoß
lene wird ansipefordert, sich
spätestens in dem auf

Tvmierstaz, 31. März 1921,
»«rwiltogs 9 Uhr,

vor dem bad. Amtsgericht
B 2 Karlsruhe , Akademie¬
straße Nr - 2 Eingang II.
1. Stock. Zimmer Nr- 26.
anberaum ten Aufgebotster¬
mine zu melden, widrigen¬
falls die Todeserklärung
« folgen wird.

An alle, welche Auskunft
über Lebe» oder Tod der
Verschollene » zu « teilen
»« mögen, « geht die Auf-
forderuag , spätestens im
Aufgebotstermiue dem Ge-
richl Anzeige zu machen .

Karlsruhe . 27 . Jan . 1921 -
SrrichtSkchrritera de»

« ad. AwtSzerichtS » . L

V-724 . Heidelberg. In
dem Konkurs»« ,ahren über
den Nachlaß des Hoteliers
Philipp Rudsamn, hier ist

Termin zur Abnahme der
Schlußrechnung , zur Ev-
hebung von Einwendungen
gegendaSSchlußverzeichnis
und zur Beschlußfassung
der Gläubiger über die
nicht verwertbaren Bermö -
genSstücke und über di«
Vergütung der Mitglied«
des GläubigerausschusseS
auf DienSiag, den 1. März
ISSl. vor « . 9 Uhr, vor dem
Amtsgericht hier, Zimm«
23, bestimmt.

Heidelberg, 1 . Febr . 1921 .
Der GcrichtSschrciber de»

Amtsgerichts 3.

V.710. Pforzheim. I «
Konkursverfahren über de«
Nachlaß de» Bäckermeister»
Gustav Seemann in Pforz¬
heim soll das Hausgrund¬
stück „Kaiserfriedrichstr 77"
hiesiger Stadt veräußert
werden. Zur Anhörung
der Gläubigerversammlung
hierüber ist Termin be¬
stimmt aus :
Freitag, 18. Februar 1921,

vorm . 19 Uhr,
vor dem Amtsgericht hierd
Zimmer Nr . 18.
Pforzheim . 31. Jan . 1921 .

Der Gerichtsschreib« de»
Amtsgerichts A. 4»

V .725 2.1 Heidelberg . Die
Dipl Ing . A . Krenip Ehe¬
frau Rosa grb. Bürkek in
Baden -Baden hat beantragt
ihren Vater , den verscholle¬
nen Kaufmann Friedrich
Bürkcl, geboren am 1 . März
1856 in Grafenhausen . Bd ,
zuletzt wohnhaft in Heidel¬
berg für tot zu erklären.
Der bezeichnet « Verschollene
wird aufgefordert , sich
spätestens in dem auf Frei¬
tag, deu 16. September 1921.
vormittags 9 Uhr , vor dem
Amtsgericht Heidelberg,
Zimmer 15 anberaumten
AufgebotStermiue zu mel¬
den . widrigenfalls die To¬
deserklärungerfolgen wird.
An alle, welche Auskunft
über Leben oder Tod deS
Verschollenen zu erteile»
vermögen ergeht die Auf¬
sordnung , spätestens i»
Aufgebotstermine dem Ge¬
richt Anzeige zu machen.

Heidelberg, 25. Jan - 1921.
Der Gerichtsschretber deS

Bad. AmlsgrrichtS i .

WW««

MMgenmg .
de» Bo». Forsto- ites Pforp
hei« am Moutag, de« 14.
Februar d. A , früh 16 Uh»
beginnend , auf dem See¬
hau » i« Hagenschieß all¬
dem Staatswalddistrikt l -
„Hagenschieß" Abt. 33. 61»
«8 u 70: etwa 3000 Stück
Bauftangen . ,2100 Hopfen¬
stangen und 500 Reb - untz
Pohnenstecke « . B723K -4

Borzeigen des Holze-
und LijtenauSzüge gegen
Ersatz der Schreibgebührr«
durch die Forstwarte Ken»
mer und Fehr SechanK
Post Würm . ! Fß

-Ä
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